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Terminhinweise

Wiederholung
Mittwoch, 20. Oktober, 9.15 Uhr,

Besprechungsraum 200, Burgstraße 4

Plenumssitzung des Seniorenbeirates der Landeshauptstadt München.
Auf der Tagesordnung steht u. a. das Referat „Testament und Erbrecht“
von Professor Dr. Peter Paul Gantzer.

Wiederholung
Mittwoch, 20. Oktober, 11.45 Uhr,

Katholische Stiftungsfachhochschule, Aula, Preysingstraße 83

Bürgermeisterin Christine Strobl überbringt anlässlich des 125-jährigen Ju-
biläums des Katholischen Jugendsozialwerks München e. V. die Glück-
wünsche der Stadt. Hervorgegangen 1885 aus dem „Meisterverein“ und
als „Lehrlingsschutz e. V.“ gegründet, ist der Verein heute ein katholischer
Dienstleister, der nicht nur in München, sondern auch in ganz Südbayern
und in Teilen Schwabens und Niederbayerns tätig ist.

Wiederholung
Mittwoch, 20. Oktober, 12.30 Uhr, Presseclub, Marienplatz 22

Stadtrat Klaus-Peter Rupp (SPD) spricht in Vertretung des Oberbürgermei-
sters Grußworte zur Auftakt-(Presse-)Veranstaltung der Aufklärungskam-
pagne „München gegen den Schlaganfall“, einer Gesundheitsinitiative un-
ter der Schirmherrschaft von Oberbürgermeister Christian Ude. Es referie-
ren Karl Miserok, Vorstand der Deutschen Stiftung Neurologie (Das Thema
Schlaganfall aus Sicht der Stiftung), Professor Dr. Helge Topka, Ärztliche
Leitung Klinikum Bogenhausen (Über die Münchner Stroke Units), Dr.
Helmut Platzer, Vorstandsvorsitzender der AOK Bayern (Das Thema
Schlaganfall aus Sicht einer Krankenkasse), Ralf Gorniak, Geschäftsführer
Boehringer Ingelheim Pharma GmbH & Co. KG (Warum engagiert sich
Boehringer Ingelheim in der Schlaganfallaufklärung?). Birgit Härtle, Projekt-
managerin Schlaganfall Boehringer Ingelheim, stellt die Initiative „Mün-
chen gegen den Schlaganfall“ vor. Die Initiatoren stellen sich den Fragen.
Der Termin ist auch für Fotografen geeignet.

Mittwoch, 20. Oktober, 18.30 Uhr,

Referat für Arbeit und Wirtschaft, Herzog Wilhelm-Str.aße15

Dieter Reiter, Referent für Arbeit und Wirtschaft der Landeshauptstadt
München, spricht Grußworte bei der Vernissage der Installation „Uhor“
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der Künstlerin Carolin Wenzel im Foyer des Referats für Arbeit und Wirt-
schaft (RAW). Die Installation bietet den Auftakt zu einer fortlaufenden
Ausstellungsreihe, die das RAW zukünftig zusammen mit PLATFORM3
präsentieren wird. PLATFORM3 bietet Ateliers für Künstler, Ausstellungen
sowie die Qualifizierung zum Kultur- oder Gebäudemanager und wird vom
RAW im Rahmen des Münchner Beschäftigungs- und Qualifizierungspro-
gramms gefördert. „Uhor“kann bis 12. November besichtigt werden.

Wiederholung
Mittwoch, 20. Oktober, 19 Uhr, Literaturhaus, Saal, Salvatorplatz 1

Stadtrat Klaus-Peter Rupp (SPD) spricht in Vertretung des Oberbürgermei-
sters Grußworte zur Übergabe des Publizistikpreises an Mercedes Riede-
rer; Kulturreferent Dr. Hans-Georg Küppers übergibt den Preis. Die Lauda-
tio hält Dagmar Reim. Gemeinsam mit dem Publizistikpreis wird der Her-
wig-Weber-Preis 2010 des PresseClubs München verliehen.

Donnerstag, 21. Oktober, 12 Uhr,

Chorprobensaal, Gasteig, Eingang Kellerstraße

Kulturreferent Dr. Hans-Georg Küppers, Brigitte von Welser, Geschäftsfüh-
rerin der Gasteig München GmbH, und Paul Müller, Intendant der Münch-
ner Philharmoniker, stellen das Programm anlässlich 25 Jahre Gasteig im
November vor und sprechen zur 25-jährigen Geschichte des Gasteigs und
seiner Bedeutung für die Kulturstadt München heute und in Zukunft.

Donnerstag, 21. Oktober, 20 Uhr, Ursulastraße 6

Nach 16 Tagen voller Aktionen und Debatten feiert der 4. Münchner Klima-
herbst seinen Abschluss in der temporären Repüblik der Urbanauten (Ur-
sulastraße 6). Die so genannte Pecha-Kucha-Nacht mit Ausstellung, Kon-
zert und Party beginnt um 20 Uhr. Der Münchner Klimaherbst ist eine Bil-
dungsreihe, die Münchens wichtigste Akteure aus Wirtschaft, Wissen-
schaft, Politik und Bildung vernetzt, um Antworten auf dringende gesell-
schaftliche Fragen im Zusammenhang mit der Klimaveränderung aufzuzei-
gen. Koordiniert wird der Klimaherbst, der vom Referat für Gesundheit und
Umwelt der Landeshauptstadt München unterstützt wird, von Global
Challenges Network e.V. (GCN).

Freitag, 22. Oktober, 16 Uhr,

Freiheizhalle, Rainer-Werner-Fassbinderplatz 1

Bürgermeisterin Christine Strobl spricht Grußworte auf der Jubiläumsfeier
zum 25-jährigen Bestehen des Selbsthilfezentrums München. Das Selbst-
hilfezentrum München ist die zentrale Unterstützungsstelle für Initiativen
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aus dem Gesundheits-, Umwelt- und Sozial-Bereich. Die Jubiläumsfeier ist
für die vielen Aktiven und Förderer der Münchner Selbsthilfe. Journalisten
sind herzlich eingeladen.
Der Termin ist auch für Fotografen geeignet.

Bürgerangelegenheiten

Dienstag, 26. Oktober, 19 Uhr,

Gaststätte „Zunfthaus“, Thalkirchner Straße 76 (barrierefrei)

Sitzung des Bezirksausschusses 2 (Ludwigsvorstadt - Isarvorstadt).

Dienstag, 26. Oktober, 18 bis 19 Uhr,

Bürgerbüro, Schellingstraße 28 a (barrierefrei)

Bürgersprechstunde des Bezirksausschusses 3 (Maxvorstadt).

Dienstag, 26. Oktober, 19.30 Uhr,

Freizeittreff Freimann, Burmesterstraße 27 (nicht barrierefrei)

Sitzung des Bezirksausschusses 12 (Schwabing - Freimann).

Dienstag, 26. Oktober, 19 Uhr,

Taverne „Odyssee”, Bad-Kreuther-Straße 8 (barrierefrei)

Sitzung des Bezirksausschusses 14 (Berg am Laim). Zu Beginn der Sit-
zung findet eine Bürgersprechstunde mit dem Vorsitzenden Josef Koch
statt.

Dienstag, 26. Oktober, 19 Uhr, Kantine der Firma Krauss-Maffei,

Reinhard-von-Frank-Straße 16 (barrierefrei)

Bürgerversammlung für den Stadtbezirk 23 (Allach - Untermenzing). Zu
Beginn der Versammlung informieren Bürgermeister Hep Monatzeder und
Heike Kainz, Bezirksausschussvorsitzende, über den Stadtbezirk. Die Lei-
tung der Versammlung übernimmt Bürgermeister Hep Monatzeder.
Bürgersprechstunde

Von 18 bis 19 Uhr stehen Vertreterinnen und Vertreter aus folgenden Berei-
chen interessierten Bürgerinnen und Bürgern Rede und Antwort: Baurefe
rat-Gartenbau und Tiefbau, Bauzentrum, Kreisverwaltungsreferat-Straßen-
verkehr, Referat für Gesundheit und Umwelt, Energieberatung, Münchner
Verkehrsgesellschaft-Öffentlicher Nahverkehr, Polizeiinspektion, Stadt-In-
formation und die Bezirksausschussvorsitzende Heike Kainz.
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Meldungen

Bayerischer Verwaltungsgerichtshof: Stadt gewinnt gegen Stadtrat

Richter

(19.10.2010) Die Stadt muss Karl Richter (BIA) als Einzelstadtrat im Rat-
haus keinen Raum überlassen. Dies bestätigte nach dem Verwaltungs-
gericht München nun auch der Bayerische Verwaltungsgerichtshof, der
Richters Antrag auf Zulassung der Berufung abwies.
Der Verwaltungsgerichtshof folgte damit den Argumenten der Stadt, die
Stadtrat Richter keinen eigenen Raum im Rathaus überlassen hat, da er
anders als Fraktionen, Gruppierungen und Ausschussgemeinschaften kei-
nen Koordinationsbedarf zur Vorbereitung von Sitzungen habe und darüber
hinaus nur an elf Vollversammlungen im Jahr teilnehmen müsse.
Der Verwaltungsgerichtshof stellt fest:
„Der behauptete Anspruch des Klägers auf Überlassung eines Raumes
ergibt sich nicht aus der allein in Betracht kommenden Regelung in Art. 56
Abs. 2 Bayerische Gemeindeordnung (GO), die auch Rechtsgrundlage für
Zuwendungen der Gemeinden an ihre Mandatsträger für deren Geschäfts-
führung ist. Danach ist die Beklagte verpflichtet, für den ordnungsgemä-
ßen Gang der Geschäfte zu sorgen. Dem entspricht jedoch kein verfas-
sungsrechtlicher oder einfachgesetzlicher Anspruch auf Gewährung be-
stimmter Zuwendungen, sondern lediglich ein Anspruch auf sachgerechte
und ermessensfehlerfreie Verteilung der bereitgestellten Mittel und Res-
sourcen (). Da es sich bei der Verpflichtung zur Gewährleistung eines ord-
nungsgemäßen Gangs der Geschäfte um eine Angelegenheit des eigenen
Wirkungskreises im Rahmen der Organisationshoheit der Gemeinde han-
delt, bestimmt die Gemeinde grundsätzlich nach eigenem Ermessen, wel-
che Maßnahmen hierfür erforderlich sind (). Die Beklagte hat insoweit ei-
nen weiten Ermessensspielraum, der seine Grenzen alleine in dem im
Gleichheitssatz des Art. 3 Abs. 1 GG enthaltenen Willkürverbot findet. Ein
Anspruch als funktionsloser, nicht in Ausschüssen stimmberechtigter
Stadtrat im Hinblick auf die Ausstattung mit Büro und Büroausstattung in
gleicher Weise unterstützt zu werden wie Fraktionen oder Ausschussge-
meinschaften, besteht daher grundsätzlich nicht (). Allerdings darf die Be-
klagte nicht ohne sachliche Rechtfertigung einem Teil ihrer Mandatsträger
bessere Arbeitsbedingungen oder eine bessere finanzielle Ausstattung
zukommen lassen als einem anderen Teil (). Gegen eine Differenzierung bei
der Vergabe von Zuwendungen etwa danach, ob Mitglieder außer dem Ple-
num auch einem Ausschuss angehören, bestehen andererseits aber keine
Bedenken, ebenso wenig wie gegen die Zugrundelegung anderer Modalitä-
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ten. So ist die Nichtberücksichtigung von Mandatsträgern bei der Vergabe
bestimmter Zuwendungen – wie etwa der Überlassung von Räumen –
durchaus mit dem legitimen Ziel der Förderung der Zusammenarbeit von
Ratsmitgliedern vereinbar und entspricht diesem, wenn solche Ratsmit-
glieder als alleinige Vertreter ihrer Partei oder Wählergruppe dem Rat ange-
hören und sich auch nicht mit anderen Ratsmitgliedern zusammenschlie-
ßen ().“ (VGH Az. 4 ZB 10.1246).
Oberbürgermeister Christian Ude: „Mit diesem klaren Richterspruch ist
die Rechtsauffassung der Stadt, dass Karl Richter als Einzelstadtrat kei-
nen Anspruch auf Überlassung eines Raumes im Rathaus hat, nun rechts-
kräftig bestätigt. Sein Vorwurf, die Stadt München diskriminiere und be-
nachteilige ihn in seiner Stadtratsarbeit, ist damit vom Tisch.“

Tagung zum Thema Zwangssterilisation und NS-Euthanasie

in München

(19.10.2010) Das NS-Dokumentationszentrum befasst sich am Freitag,
22. Oktober, im Rahmen einer eintägigen Tagung mit dem Schicksal psy-
chisch kranker Münchner Bürgerinnen und Bürger in der Zeit des National-
sozialismus.
Für die Konzeption einer Dauerausstellung wurde vom NS-Dokumenta-
tionszentrum ein Arbeitskreis ins Leben gerufen, der die Ereignisse und
das Ausmaß von Zwangssterilisation und NS-Euthanasie in München un-
tersucht. Dabei gilt es unter anderem, die Vorgänge in den betroffenen Ein-
richtungen und die Rolle der verantwortlichen Akteure zu beleuchten. Invol-
viert waren damals neben dem Kaiser-Wilhelm-Institut für Psychiatrie und
der Heil- und Pflegeanstalt Eglfing-Haar auch Institutionen wie die Univer-
sität, das Gesundheitsamt und das Innenministerium. Nun sollen erste
Forschungsergebnisse und Projektideen des Arbeitskreises vorgestellt
und diskutiert werden. Die Tagung möchte über die fachlich-inhaltliche Ar-
beit hinaus an die Opfer von Zwangssterilisation und Tötung erinnern und
zu einer öffentlichen Auseinandersetzung mit ihrem Schicksal anregen.
Neben dem bekannten Psychiater und Buchautor Prof. Dr. Michael von
Cranach referieren Privatdozent Dr. Gerrit Hohendorf, Facharzt für Psych-
iatrie und Psychotherapie und Wissenschaftlicher Mitarbeiter am Institut
für Geschichte und Ethik der Medizin der Technischen Universität Mün-
chen, sowie zahlreiche weitere Fachleute. Die Tagung beginnt um 10 Uhr
mit Vorträgen; den Abschluss bildet ab 14.30 Uhr eine moderierte Podi-
umsdiskussion unter anderem mit Altoberbürgermeister Dr. Hans-Jochen
Vogel, Dr. Heribert Pfeiffer, Facharzt für Psychiatrie und Psychotherapie,
Michael Krischer, Focus-Redakteur und Buchautor, und Vertretern von Be-
troffenengruppen.
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Die Tagung findet am Freitag, 22. Oktober, von 10 bis 16 Uhr im Hörsaal
der Klinik für Psychiatrie und Psychotherapie der Ludwig-Maximilians-Uni-
versität, Nußbaumstraße 7, statt. Der Eintritt ist frei. Die Veranstaltung
richtet sich sowohl an Fachleute als auch an interessierte Laien, eine An-
meldung ist nicht erforderlich. Das ausführliche Tagungsprogramm ist un-
ter www.ns-dokumentationszentrum-muenchen.de ersichtlich. Kontakt
für Rückfragen: anne-barb.hertkorn@muenchen.de.

NS-Dokumentationszentrum: Vortrag zum Zwischenstand

der Planungen

(19.10.2010) Dr. Irmtrud Wojak, Gründungsdirektorin des NS-Dokumenta-
tionszentrums, stellt am Donnerstag, 21. Oktober, in einer Veranstaltung
der Offenen Akademie der Münchner Volkshochschule (MVHS) die Planun-
gen zum NS-Dokumentationszentrum für München vor. Beginn ist um 19
Uhr im Gasteig, Rosenheimer Straße 5, Raum 0.131. Der Eintritt ist frei
(Voranmeldung bei allen Anmeldestellen der MVHS unter der Kursnummer
BG 289).
„Geschichte stellt sich immer wieder neu dar und muss dementsprechend
immer wieder neu gelesen werden“, so der Münchner Kulturreferent Dr.
Hans-Georg Küppers. Im April verabschiedete der Kulturausschuss des
Stadtrates einstimmig die Eckpunkte des Betriebskonzepts für das künf-
tige NS-Dokumentationszentrum. Damit wurde grünes Licht gegeben für
die konzeptionellen und inhaltlichen Leitlinien der Einrichtung, die im Jahr
2013, fast siebzig Jahre nach Kriegsende, eröffnet werden soll. 2011 soll
der Bau beginnen – Berliner Architekten sicherten sich den Zuschlag.
Oberbürgermeister Christian Ude nannte das rund 30 Millionen Euro teu-
ere Dokumentationszentrum den derzeit „bedeutendsten Kulturneubau“
in München. Die Stadt stelle sich damit ihrer Verantwortung als früherer
„Hauptstadt der Bewegung“ und wolle die Auseinandersetzung mit den
schrecklichen Verfolgungen in der Nazi-Zeit wachhalten.
Nähere Infos unter Telefon 4 80 06-6220, siehe auch unter www.mvhs.de/
offene-akademie. Kontakt: Stefanie Hajak, Fachgebiet Politik und Gesell-
schaft, Telefon 72 10 06-30, Stefanie.Hajak@mvhs.de , und Kristina Rich-
ter, Offene Akademie der MVHS, Telefon 4 80 06-61 74, Kristina.Richter@
mvhs.de

Fußballschulmannschaft des Theodolinden-Gymnasiums

ist Deutscher Meister

(19.10.2010) Die jüngste Schulmannschaft des Städtischen Theodolinden-
Gymnasium ist Deutscher Fußballmeister in der Wettkampfklasse IV
(Jahrgang 1998 – Jungen). Die zwölfjährigen Schüler hatten sich in Vorrun-

http://www.ns-dokumentationszentrum-muenchen.de
http://www.mvhs.de/offene-akademie
http://www.mvhs.de/offene-akademie
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den als Landessieger für das erstmals offiziell ausgetragene Bundesfinale
in dieser Wettkampfklasse qualifiziert. Ausrichter des so genannten „DFB-
Schul-Cups“ ist der Deutsche Fußballbund (DFB), der dem Städtischen
Theodolinden-Gymnasium vor zwei Jahren das Zertifikat „Eliteschule des
Fußballs“ verliehen hatte. Die Auszeichnung steht für ein gut funktionie-
rendes Netzwerk von Schule, Leistungszentrum und Fußballverband. Spit-
zentalente können auf umfassende Unterstützungsmaßnahmen und Ser-
viceleistungen zurückgreifen und werden sportlich und schulisch optimal
gefördert.
Weitere Informationen zum Städtischen Theodolinden-Gymnasium unter
www.tlg.musin.de/.

Tipps zum Drachensteigenlassen

(19.10.2010) Das Kreisverwaltungsreferat der Landeshauptstadt München
gibt zum Drachensteigenlassen einige Hinweise, die Ärger und auch Unfäl-
le vermeiden helfen sollen:
- Aus Sicherheitsgründen ist das Steigenlassen von Drachen nur an

Leinen, die nicht länger als 100 Meter sind, erlaubt. Allerdings kann die
Regierung von Oberbayern, Luftamt Südbayern, auf Antrag eine länge-
re Drachenschnur zulassen. Die Drachenschnur sollte aus Nylon oder
festem Bindfaden sein; keinesfalls darf sie ganz oder auch nur teilwei-
se aus Metall bestehen.

- Im Bauschutzbereich von Flughäfen sowie in einer Entfernung von
weniger als drei Kilometern von der Begrenzung von Landeplätzen und
Segelfluggeländen ist das Steigenlassen von Drachen verboten. Im
Westen ist das Münchener Stadtgebiet durch die Bauschutzbereiche
des Sonderflughafens Oberpfaffenhofen und des Bundeswehrflugplat-
zes Fürstenfeldbruck betroffen. Im Norden berührt die Verbotszone um
den Flugplatz Oberschleißheim das Münchner Stadtgebiet.

- Zusätzlich gibt es in München Hubschrauberlandeplätze bei Kranken-
häusern, um die in einem Radius von 600 Metern das Drachensteigen-
lassen verboten ist. Diese Hubschrauberlandeplätze befinden sich an
folgenden Krankenhäusern: Krankenhaus München-Harlaching, Kran-
kenhaus München-Neuperlach, Chirurgische Privatklinik Dr. Rinecker,
Kreiskrankenhaus München-Perlach, Krankenhaus München-Schwa-
bing, Kreiskrankenhaus München-Pasing, Klinikum Rechts der Isar,
Klinikum Großhadern, Deutsches Herzzentrum und Krankenhaus
Bogenhausen.

Außer diesen Verbotszonen ist zu beachten, dass Drachen nicht mit Hoch-
spannungsleitungen, Bahnanlagen usw. in Berührung kommen oder auf
öffentlichen Straßen niedergehen. Der Abstand von solchen Einrichtungen
sollte deshalb mindestens das Doppelte der Drachenschnurlänge betra-
gen.

http://www.tlg.musin.de/
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Bauzentrum: Vortrag über Fördermittel für effizientes Bauen

(19.10.2010) Die Förderstandards der KfW-Bankengruppe sind bei den Ein-
zelhäusern umfangreichen Änderungen unterzogen worden, die seit 1. Juli
gültig sind. Architektin und Energieberaterin Gesa Lenhardt erläutert am
Donnerstag, 21. Oktober, im Bauzentrum München die neue Förderstufe
„KfW-Effzienzhaus 55“ und wird auch auf die technischen Anforderungen
des „Münchner Qualitätsstandards 2.0“ eingehen. Letzterer muss für An-
träge zum Münchner „Förderprogramm Energieeinsparung“ eingehalten
werden. Der Infoabend, bei dem letztlich die optimale Kombination von För-
dermitteln zur Energieeinsparung im Mittelpunkt steht, beginnt um 18 Uhr.
Der Eintritt ist kostenlos.
Die neuen KfW-Förderstandards für Energieeffizienz gelten bei der Sanie-
rung jetzt für die KfW-Effizienzhäuser 70 und 55 sowie bei Neubauten für
die KfW-Effizienzhäuser 55 und 40. Die jeweilige Prozentzahl gibt an, wie
hoch der Jahresprimär-Energiebedarf im Verhältnis zu einem vergleichba-
ren Neubau sein darf. Gemessen wird dies an den Vorgaben der Energie-
sparverordnung (EnEv) 2009. Je kleiner die Zahl, desto niedriger und bes-
ser ist das Energieniveau des Gebäudes. Durch die Kombination von För-
dermitteln bei der energetischen Sanierung entstehen für Bauherren sowie
Investitionsträgerinnen und -träger finanzielle Vorteile. Nach ihrem Vortrag
steht Lenhardt Besucherinnen und Besuchern Rede und Antwort.
Das Bauzentrum München befindet sich  in der Messestadt Riem an der
Willy-Brandt-Allee 10 (U2, Haltestelle Messestadt West, von dort dem
ausgeschilderten Fußweg folgen; mit  der S2 bis Haltestelle Riem, dort in
Bus 190 umsteigen und bis Messestadt West fahren; mit dem Auto über
die A94, Ausfahrt München-Riem oder Feldkirchen-West, Parkhaus direkt
hinter dem Bauzentrum München). Internet: www.muenchen.de/bauzen-
trum, E-Mail: bauzentrum.rgu@muenchen.de; Telefon 50 50 85.

Filmmuseum: Fledermaus-Verfilmung „Oh... Rosalinda!!“

(19.10.2010) In der Veranstaltungsreihe „Open Scene“ zeigt das Filmmu-
seum im Münchner Stadtmuseum, St.-Jakobs-Platz 1, am Donnerstag,
21. Oktober, um 19 Uhr die frenetisch-exzentrische „Fledermaus“-Verfil-
mung „Oh... Rosalinda!!“ von Michael Powell und Emeric Pressburger,
die im viergeteilten Wien nach dem Zweiten Weltkrieg angesiedelt ist..
„Oh... Rosalinda!!“ (Großbritannien, Regie und Buch: Michael Powell und
Emeric Pressburger) entstand nach der Operette „Die Fledermaus“ (1874)
von Karl Haffner und Richard Genée, Musik: Johann Strauß, Dekors: Hein
Heckroth, Darsteller/Sänger: Anton Walbrook/Walter Berry (Dr. Falke),
Ludmilla Tcherina/Sari Barabas (Rosalinda), Anthony Quayle (Orlovsky),
Michael Redgrave (Eisenstein), Mel Ferrer (Westerman), Anneliese Ro-

http://www.muenchen.de/bauzentrum
http://www.muenchen.de/bauzentrum
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thenberger (Adele), Oskar Sima (Frosch), 101 Minuten, Originalfassung.
Kevin Clarke, Musikwissenschaftler, Autor, Kurator und Direktor des
„Operetta Research Center“ in Amsterdam, gibt eine kurze Einführung.
Der Eintritt kostet 4 Euro, ermäßigt 3 Euro. Telefonische Kartenreservie-
rungen sind unter 2 33-9 64 50 möglich.

Stadtbibliothek Neuhausen: Soloprogramm „Man müsste mal ...“

(19.10.2010) „Man müsste mal ...“ hat sich wohl schon jeder einmal ge-
dacht, wenn irgendetwas so richtig schief gelaufen ist, ohne dass man
daran etwas hätte ändern können. „Man müsste mal“ ist die Utopie des
kleinen Mannes, das Stoßgebet der in die Bredouillie Geratenen. Auch
Jakob Augustin Vladimir Nepomuk Prvni, die Hauptfigur dieses Bühnen-
Monologs, sitzt ziemlich in der Klemme. Er hat einen Auftritt, weiß aber
nicht, was er spielen soll, die Freundin ist weg, finanziell steht er mit dem
Rücken zur Wand und sein Name ist so lang, daß sich den eigentlich kei-
ner wirklich merken kann. Was tut er also? Er denkt sich raus. In seinem
6. Soloprogramm „Man müsste mal ....“ begibt sich Severin Groebner am
Freitag, 22. Oktober, um 20 Uhr in der Stadtbibliothek Neuhausen auf eine
Reise in die Welt der unmöglichen Möglichkeiten. In eine Welt, in der Ton-
techniker spielen, was sie wollen, in der Männer Burkas tragen und in der
man schon mal fünf unterschiedliche Biographien haben kann. Dazwi-
schen geht es um die Gedanken, die man sich auf Bohrinseln macht, den
guten Klang in Österreich und Zeit und Raum. Er ist witzig, böse, politisch
unkorrekt und sogar ein bißchen poetisch. Ein Fest für alle, die einmal
dem Alltag entfliehen wollen. Der Tank ist voll, ein paar Plätze noch frei
und die Route ungewiß. Einsteigen, den Sicherheitsgurt anlegen, denn:
Man müsste mal ...?  Karten zu 12 Euro, ermäßigt 10 Euro, gibt es in der
Bibliothek, Nymphenburger Straße 171a. Telefonische Kartenreservierun-
gen sind unter 2 33-8 24 50 möglich.
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Antworten auf Stadtratsanfragen
Montag, 18. Oktober 2010

Datenschutzprobleme bei dem von den Stadtwerken München

verwendeten Programm Google Analytics

Anfrage Stadtrat Dr. Florian Roth (Bündnis 90/Die Grünen) vom 15.7.2010

Antwort Dieter Reiter, Referent für Arbeit und Wirtschaft:

In Ihrer Anfrage vom 15.07.2010 führten Sie als Begründung aus:

„Die Internetseite der Stadtwerke München verwendet Google Analytics
zum Analysieren des Verhaltens der Internetnutzerinnen und -nutzer (http:/
/www.swm.de/de/impressum/daten-schutz.html). Das Programm von
Google gilt in Fachkreisen als datenschutzrechtlich äußerst problematisch,
siehe z. B. Beschluss des Düsseldorfer Kreises vom 27. November 2009
(http://www.bfdi.bund.de/cln_136/SharedDocs/Publikationen/Entschlies-
sungssammlung/DuesseldorferKreis/Nov09Reichweitenmessung.html?
nn=409242 ): ‚Die Analyse des Nutzungsverhaltens unter Verwendung
vollständiger IP-Adressen (einschließlich einer Geolokalisierung) ist auf-
grund der Personenbeziehbarkeit dieser Daten daher nur mit bewusster,
eindeutiger Einwilligung zulässig. Liegt eine solche Einwilligung nicht vor,
ist die IP-Adresse vor jeglicher Auswertung so zu kürzen, dass eine Perso-
nenbeziehbarkeit ausgeschlossen ist.‘ Google speichert die IP-Adresse
nach eigenen Aussagen derzeit neun Monate und kann den Personenbe-
zug über Logins zum Beispiel bei Google Mail sehr einfach herstellen.“

Vorab bedanke ich mich für die entsprechend meiner Zwischennachrichten
vom 30.07. und 31.08.2010 gewährten Terminverlängerungen.

Die von Ihnen in diesem Zusammenhang gestellten Fragen betreffen
Angelegenheiten, die überwiegend in den operativen Geschäftsbereich der
Stadtwerke München GmbH (SWM) fallen. Hierzu darf im Folgenden de-
ren Antwort wiedergegeben werden. Ferner wurden die übrigen städti-
schen Beteiligungsgesellschaften bzw. die jeweils zuständigen Betreu-
ungsreferate um Stellungnahmen gebeten.
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Frage 1:

Wie wird die (rechtliche) Situation bezüglich Datenschutz und Google Ana-
lytics bewertet?

Antwort der SWM:

Parallel zum zwischenzeitlichen Einsatz von Google Analytics hatten die
SWM nach einem anderen Tool gesucht und ein solches in etracker gefun-
den, das bereits seit kurzem bei den SWM im Einsatz ist. Die SWM ha-
ben sich deshalb gegen Google Analytics und für etracker entschieden, da
das Tool etracker datenschutzkonform ist.

Frage 2:

Aus welchem Grund hat man sich bei den Stadtwerken München für
Google Analytics entschieden?

Antwort der SWM:

Die SWM hatten nur für etwa ein halbes Jahr und nur übergangsweise
Google Analytics im Einsatz, um den Traffic auf ihrer Website zu messen.

Frage 3:

Welche anderen Lösungen sind bei städtischen Beteiligungen im Einsatz
und wie stellt sich die Lage dort dar?

Antwort der Flughafen München GmbH (FMG):

Sowohl bei den Anwendungen im Internet als auch im Intranet der FMG
werden Google Analytics bzw. entsprechende andere Programme nicht
eingesetzt. Die IP-Adressen von Besuchern der Homepage der FMG wer-
den nach Herkunftsland und besuchten Seiten statistisch ausgewertet
und danach anonymisiert. Ein Rückschluss auf eine bestimmte oder be-
stimmbare Person durch Auslesen der IP-Adresse ist nicht mehr möglich.
Damit sind auch nach Ansicht des Datenschutzbeauftragten der FMG die
datenschutzrechtlichen Anforderungen des Telemediengesetzes bei der
FMG erfüllt.

Antwort der Internationale Münchner Filmwochen GmbH:

Die Internationale Münchner Filmwochen GmbH teilt mit, dass sie Google
Analytics nicht einsetzt. Die Auswertung ihrer Website erfolgt nur intern
unter Beachtung des Datenschutzes.
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Antwort der Gasteig München GmbH:

- www.gasteig.de: Datenschutzrechtliche Rahmenbedingungen:
Die Gasteig München GmbH betreibt die Website www.gasteig.de, die
in ihrem gegenwärtigen Status seit Dezember 2009 live ist. Program-
miert und gehostet ist der Auftritt von schalk&friends – agentur für
neue medien gmbh, München. Sämtliche Daten des Internetauftritts
liegen auf Servern von schalk&friends.

- Analyse des Nutzungsverhaltens:
Das Verhalten der Nutzer(innen) von www.gasteig.de wird mit Urchin 6
analysiert. Hauptunterschied dieser Software zu Google Analytics ist,
dass sämtliche gewonnenen Daten auf lokalen Servern (Servern von
schalk&friends) gespeichert werden. Daher findet die Datenschutzver-
einbarung mit schalk&friends auf diese Daten volle Anwendung.

- Anonyme Datenerhebung und -auswertung:
Besucher/innen von www.gasteig.de bleiben grundsätzlich anonym.
Gespeichert werden technische Daten, der Name des Internet-Service-
Providers, die Webseite, von der aus der Nutzer kommt, und die Web-
seiten, die er/sie auf www.gasteig.de besucht. IP-Adressen werden
nicht ausgewertet.
Urchin 6 wertet die gespeicherten Informationen mit Datum und Zeitan-
gaben für interne statistische Zwecke der Webseitenanalyse und zur
bedarfsgerechten Gestaltung unserer Webseiten aus. Die Software
verknüpft IP-Adressen nicht mit anderen erhobenen Daten und ermög-
licht daher keine Personenbeziehbarkeit gespeicherter Daten. Pseudo-
nyme Nutzungsprofile werden nicht erstellt.

- Speicherung personenbezogener Daten:
Sämtliche personenbezogenen Daten, die im Kontext von Kontaktfor-
mularen, Newsletter-Bestellung, Weiterempfehlen der Seite und MyGa-
steig-Registrierung gespeichert werden, werden erst nach der Einwilli-
gung des/der Nutzer/in zur Datenspeicherung gesichert.

Antwort der Messe München GmbH (MMG):

Die IT der MMG unterstützt für alle Webauftritte der MMG das Tool Stat
Key der Firma Key Tec, das auf allen Webseiten automatisch integriert ist.
Das Hosting der Applikation findet in den Räumen der MMG statt und der
Zugriff auf die Daten ist nur innerhalb der MMG gestattet. Die zur Verfü-
gung stehenden Tools bieten keine Möglichkeit, Rückschlüsse auf einzelne
Personen zu ziehen. Neben diesem System wurden in den letzten Jahren
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auch andere Tools auf den Webseiten integriert. Diese werden von der IT
nicht supportet und die Verantwortung für diese obliegen den Fachberei-
chen. Dazu zählen unter anderem Google Analytics, etracker und auch
Eloqua. Es ist derzeit nicht bekannt, welche Systeme im Detail auf wel-
chen Webauftritten genutzt werden. Diese Systeme werden ausnahmslos
außerhalb des Einflussbereichs der MMG gehostet.

Antwort der MGH-Münchner Gewerbehof- und Technologiezen-

trumsgesellschaft mbH:

Google Analytics wird von der MGH nicht verwendet. Bei den Webseiten
der MGH werden die Daten (IP-Nr.) der Besucher in so genannten „www-
log-files“ gespeichert. Diese Daten sind anonymisiert und liegen als GZIP-
Dateien (komprimierte Dateien) auf einem nicht öffentlich zugänglichen
Verzeichnis in dem Account.

Antwort der München Ticket GmbH:

Die München Ticket GmbH verfolgt aktuelle Urteile und Rechtssprechung
sowie die kritische Diskussion zu diesem Thema sehr aufmerksam. Den
Einsatz von Diensten von Unternehmen, die nicht den europäischen Da-
tenschutzstandards entsprechen, bewertet die München Ticket GmbH als
kritisch. Insofern begrüßt sie den Beschluss des Düsseldorfer Kreises
vom 28./29. April 2010, der schärfere Kontrollpflichten für Daten exportie-
rende Unternehmen vorsieht.
Gleiches gilt im übrigen für die Einbindung von Adserver Diensten.

Für Spezialfunktionen auf ihren Seiten nutzt die München Ticket GmbH die
Dienste Google Maps und Youtube. Auch diesen Einsatz sieht sie aus Da-
tenschutzaspekten nicht unkritisch und wird versuchen in diesem Bereich
noch Verbesserungen vorzunehmen.

Bei www.muenchenticket.de wird Google Analytics nicht verwendet.
www.muenchenticket.de nutzt zur Auswertung der Benutzerstatistiken
ausschließlich eigene Recheninfrastruktur, eine Weitergabe der Benutzer-
daten an Dritte findet nicht statt.

Mitarbeiter und Partnerunternehmen, die mit personenbezogenen Daten in
Kontakt kommen, sind informiert und zur Einhaltung des Datenschutzes
verpflichtet. Bestehende Verfahren sind bezüglich Datenschutzrelevanz
überprüft. Bei Änderung oder Neueinführung von Verfahren werden rele-
vante Aspekte im Datenschutz überprüft und berücksichtigt.
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Antwort der Münchener Tierpark Hellabrunn AG:

Die Münchener Tierpark Hellabrunn AG hat bis ca. Mai 2010 Google Analy-
tics verwendet. Seit  der Umgestaltung ihrer Homepage verwendet die
Münchener Tierpark Hellabrunn AG auf Rat von München Portal Google
Analytics jedoch nicht mehr. Stattdessen wird momentan das Programm
etracker in einer dreiwöchigen Testphase getestet und danach wahrschein-
lich auch weiterhin eingesetzt. Aus der Datenschutzerklärung von etracker
geht folgendes hervor: „Bei der Speicherung der Besucherdaten werden
insbesondere auch die IP-Adressen und Domaindaten der Besucher nur
verkürzt gespeichert, so dass ein Rückschluss auf den einzelnen Be-
sucher nicht möglich ist. Etracker verpflichtet sich, etwaige erhobene IP-
Adressen niemals mit anderen Datenbeständen zusammenzuführen, z.B.
um einen Personenbezug herzustellen.“

Antwort der Münchner Verkehrs- und Tarifverbund GmbH (MVV

GmbH):

Bei der MVV GmbH kommt das Programm Google Analytics nicht zum
Einsatz. Auf der Webseite werden anonymisierte Daten der Besucher aus
Optimierungs- und Marketinggründen mit Hilfe des Tracking-Systems
„netUpdater® LIVE“  von der Open New Media GmbH erfasst und ge-
speichert. Hierzu können Cookies zum Einsatz kommen. Die ermittelten
Daten werden zur Erstellung von Nutzungsprofilen unter Pseudonymen
genutzt. Die Daten werden nicht dazu benutzt, die Besucher der Website
persönlich zu identifizieren. Es findet keinerlei Verknüpfung der Daten mit
dem Träger des Pseudonyms statt.

Technisch gesehen wird Folgendes erfasst:
Referrer (ggf. genutzte Suchmaschine und Suchbegriffe), Browser (Produkt
und Version), Betriebssystem, Provider, Farbtiefe, Auflösung, Javascript-
version, Cookieeinstellung, Browserspracheinstellung, Land, besuchte
Seiten, Zeitpunkt und Dauer, Anzahl der Besuche sowie IP und Hostname.
In der Datenbank erscheinen IP und Hostname nur in der gekürzten Form
(123.123.*.* / *.domain.de). Zudem wird – nachdem der Besucher aktiv
einen Widerspruch einlegt – ein Cookie auf dem Client-Rechner installiert,
das die Messung verhindert. Das Wertungsscript ist damit nicht mehr ak-
tiv, es werden dann keine Daten mehr gespeichert. Die Speicherungen
erfolgen für jeweils einen Monat.
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Antwort der Olympiapark München GmbH:

Die Olympiapark München GmbH verwendet in Zusammenhang mit ih-
rem B2B- und impark-Auftritt das Programm Google Analytics. Auf der
Hauptseite www.olympiapark.de, die um ein Vielfaches mehr an Usern
generiert als die anderen beiden Seiten zusammen, bedient sich die Olym-
piapark München GmbH des Typo3-Systems.

Antwort der GWG München:

Die GWG München setzt für den Betrieb des Internetservers den Apache
HTTP Server ein. Der Web-Server ist bei M-Net in Betrieb und zeichnet
Ereignisprotokolle, die für den Betrieb des Servers notwendig sind, auf.
Zur Aufbereitung der Ereignisprotokolle wird die Software „Webalizer Versi-
on 2.01“ eingesetzt. Die Ereignisprotokolle werden von den berechtigten
Mitarbeitern der GWG gesichtet, um Probleme und Fehler auf der Home-
page zu erkennen. Personenbezogene Auswertungen oder Weitergabe der
Ereignisprotokolle an Dritte zur Auswertung werden nicht durchgeführt.

Antwort der GEWOFAG:

Die GEWOFAG verwendet Google Analytics nicht. Für die Internetseite
der GEWOFAG, www.gewofag.de, gibt es ein eigenes Tool zur Auswer-
tung der Häufigkeit der Seitenaufrufe, das für die GEWOFAG program-
miert wurde. Dies Tool kann nicht auswerten, wer von wo auf die Internet-
seite kommt, sondern nur, welche Seite wie häufig aufgerufen wird. Dies
dient der Verbesserung des Informationsangebots auf der GEWOFAG-
Website.

Antwort des Baureferats:

Im Benehmen mit der Münchner Stadtentwässerung (MSE) teilt das Bau-
referat mit, dass im Baureferat und bei der MSE die Software Google Ana-
lytics oder vergleichbare Programme keine Anwendung finden.

Antwort des Sozialreferats:

Die Münchenstift GmbH verwendet nach eigener Aussage Google Analy-
tics nicht.

Antwort des Kommunalreferats:

Das Kommunalreferat ist das Betreuungsreferat für die Deutsches Thea-
ter Grund- und Hausbesitz GmbH (DTGH). Das in der Stadtratsanfrage
angesprochene Problem stellt sich hier nicht, da die DTGH keinen eigenen
Internetauftritt hat. Die Inhalte der Gesellschaft werden über die Internet-
seiten des Kommunalreferats dargestellt.
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Antwort des Referats für Gesundheit und Umwelt:

Das RGU hat für seinen Betreuungsbereich, insbesondere für das städti-
sche Klinikum München, mitgeteilt, dass die Software Google Analytics
nicht eingesetzt wird.
Die Städtische Klinikum München GmbH hat damals bewusst diese
durchaus attraktiven Analysemöglichkeiten von Google nicht gewählt, da
zum einen nach Auffassung des damaligen Partners des Klinikums, aber
auch nach eigener Recherche, aus datenschutzrechtlicher Sicht Bedenken
bestanden. Daraufhin entschied sich das Klinikum zur Webanalyse für die
OpenSource-Lösung „PiWik“.

Antwort des Kreisverwaltungsreferats:

Die Website www.parkundride.de wird extern betrieben und verwaltet.
Insofern sei intern nur ein eingeschränkter Zugriff auf die Inhalte und
Steuerungselemente möglich. Die Park & Ride GmbH habe nur die Mög-
lichkeit, die Zugriffshäufigkeit auf bestimmte Inhalte der Website in Er-
fahrung zu bringen. Die Einsichtnahme und Speicherung von IP-Adressen
sei intern nicht möglich.
Nach Rücksprache mit dem IT-Manager des Internetdienstleisters sei in
Erfahrung gebracht worden, dass für die Internetseite
www.parkundride.de die OpenSource-Lösung Webalizer verwendet wer-
de. Diese Software könne aus den Verkehrsdaten des Internetservers Re-
ports bezüglich der von den Nutzern angefragten Inhalte erstellen. Alle
verwendeten Daten seien auf dem Internetserver erfasst und würden hier
verarbeitet; eine Übermittlung an Dritte erfolge nicht. Auch würden keine
Daten Dritter (beispielsweise DNS-Auflösung, Verknüpfung mit Nut-
zerkonten o. ä.) zur Erstellung des Reports herangezogen. Rohdaten des
Internetservers werden laut Aussage der Park & Ride GmbH nach Ende
des Betrachtungszeitraums automatisch gelöscht.

Antwort des Kulturreferats:

Die Münchner Volkshochschule GmbH verwendet das Programm Google
Analytics nicht. Die Pasinger Fabrik Kultur-und Bürgerzentrum GmbH so-
wie die Deutsche Theater München-Betriebs-GmbH setzen Google Analy-
tics ein und sehen die Nutzung als unproblematisch an.
Die Münchner Volkstheater GmbH verwendet das Programm Google Ana-
lytics für ihre Homepage. Der unter www.datenschutzbeauftragter-
online.de/datenschutz-google-analytics-erfuellt-zentrale-forderung-der-da-
tenschutz-aufsichtsbehoerden/ geforderte Text wird im Impressum der
Internetseite der Münchner Volkstheater GmbH veröffentlicht.
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Frage 4:

Wie wird die Einhaltung der rechtlichen Rahmenbedingungen bezüglich des
Datenschutzes sichergestellt?

Antwort der SWM:

Der Einsatz und die Verwendung von etracker erfolgt in Abstimmung mit
der Datenschutzbeauftragten der SWM. Diese wird die Einhaltung der da-
tenschutzrechtlichen Bestimmungen regelmäßig überprüfen.

Antwort:

Bezüglich der übrigen städtischen Beteiligungsgesellschaften darf auf die
jeweiligen Ausführungen zu Frage 3 verwiesen werden.
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Josef Schmid Ursula Sabathil

MITGLIEDER DES STADTRATS DER LANDESHAUPTSTADT MÜNCHEN

Herrn
Oberbürgermeister
Christian Ude
Rathaus
80331 München

Antrag
19.10.10 

Modernes Bildungszentrum für Freiham

1. Im Neubaugebiet Freiham wird ein Schulzentrum, das alle Schularten (Grund-
schule,  Mittelschule,  Förderzentrum,  Realschule,  Gymnasium)  umfasst,  er-
richtet.

2. Alle Schulen erhalten Ganztagszüge und werden baulich nach den neuesten 
pädagogischen Erkenntnissen konzipiert.

3. Die  notwendige  Infrastruktur  wie  Sporthallen,  Sportplätze,  Schwimmhalle, 
Aula,  Außenflächen,  Mensa u.s.w.  können  schulartübergreifend  gemeinsam 
genutzt werden.

4. Bei den Planungen werden von Anfang an Schulsozialarbeit,  Vernetzung im 
Stadtteil und außerschulische Angebote berücksichtigt.

5. Ergänzt wird das Schulzentrum durch altersübergreifende Kinderbetreuungs-
einrichtungen für 0 – 12 jährige Kinder. 

Begründung  :

Im Neubaugebiet Freiham sollen in den nächsten Jahren und Jahrzehnten 20.000 
Einwohner ihre neue Heimat finden. Dort werden sich auch viele Familien niederlas-
sen, so dass ein großer Bedarf an Bildungs- und Betreuungseinrichtungen entstehen 
wird. Die Schaffung dieses neuen Stadtquartiers ist bestens geeignet um innovative 
Schulkonzepte umzusetzen.
So sollen dort alle Schularten gemeinsam als „Cluster“ errichtet werden um Syner-
gieeffekte zu erzielen. Die neuesten pädagogischen Erkenntnisse werden sowohl in-
haltlich als auch räumlich umgesetzt. Die Ganztagszüge müssen bedarfsgerecht ge-
plant und eingerichtet werden.
Abgerundet werden soll das Bildungszentrum durch ein altersübergreifendes Tages- 
betreuungsangebot für Kinder. 

gez. gez.
Josef Schmid, Stadtrat Ursula Sabathil, Stadträtin
Fraktionsvorsitzender stv. Fraktionsvorsitzende

CSU-Stadtratsfraktion,
Rathaus, Marienplatz 8; 80331 München; Tel.: 233 92650; Fax: 29 13 765; email: csu-fraktion@muenchen.de



A N F R A G E

Bauvorhaben mit Spielhallenkonzessionen im Bereich der LH München

Einem Schreiben des Bayerischen Automaten Verbandes vom 16.10.2010 zufolge ist geplant 
allein im Bereich der Hansastraße ein Bauvorhaben mit 18 Spielhallenkonzessionen 
durchzuführen. Dieses Vorhaben wird seitens des o.g. Verbandes insbesondere aufgrund der 
Verdichtung an einem Standort abgelehnt.

Folgt man etwa den Studien des Fachverband Glückspielsucht, so ist jedoch generell 
festzustellen, dass allgemein die Anzahl und Dichte der Spielhallenkonzessionen in München 
seit 1998 drastisch zugenommen hat: Demzufolge nahmen die Anzahl der 
Spielhallenkonzessionen in München von 1998 bis 2006 von 59 auf 133 zu und die Standorte 
erweiterten sich von 55 auf 92; die Zahl der Geräte nahm in diesem Zeitraum von 390 auf 1.072 
zu. In ganz Bayern nahm die Zahl der Spielhallenkonzessionen von 867 auf 1.264 zu, wobei 
allein die Geldspielgeräte in Spielhallen Umsätze von über 410 Millionen Euro erzielten. (Quelle: 
„Angebotsstrukturen der Spielhallen und Unterhaltungsautomaten mit Gewinnmöglichkeit in der 
Bundesrepublik Deutschland“, Jürgen Trümpler/Christiane Heimann, Arbeitskreis gegen 
Spielsucht e.V., 8. aktualisierte und erweiterte Auflage mit Stand 01.01.2006)

Daher frage ich den Herrn Oberbürgermeister:

 1. Wieviele Spielhallenkonzessionen sind mittlerweile (Stand 01.10.2010) in München 
insgesamt vergeben und an wie vielen Standorten?

 2. Nach welchen Gesichtspunkten werden diese Konzessionen erteilt und welche 
Auflagen finden dabei generell Anwendung?

 3. Wie weit sind die Planungen gem. o.g. Schreiben in der Hansastraße fortgeschritten.

 a) Welche Position nimmt die LH München hinsichtlich dieser Pläne ein?

 4. Inwieweit sind die Aussagen und die Kritik des Bayerischen Automaten Verband 

Johann Altmann ehrenamtlicher Stadtrat der Landeshauptstadt München
80331 München ● Rathaus, Marienplatz 8 Büro: Zimmer 173

+49 (0) 89 / 233 – 207 66 ● +49 (0) 89 / 233 – 207 70 johann.altmann@muenchen.de ● www.johann-altmann.de
Freie Wähler München

Johann Altmann – Rathaus, Marienplatz 8 – 80331 München

An den Oberbürgermeister
der Landeshauptstadt München
Herrn Christian Ude
Rathaus
Marienplatz 8
80331 München

Johann Altmann
Telefon: +49 (0) 89 / 233 – 207 66
Mobil: +40 (0) 160 / 708 655
Fax: +49 (0) 89 / 233 – 207 70
E-Mail:
Büro-Mail:

johann.altmann@muenchen.de
buero@fw-muenchen-stadtrat.de

München, 18. Oktober 2010

...
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zutreffend, dass „die Stadt München durch eine nicht ausreichende Bauleitplanung 
ihre Möglichkeiten zur Verhinderung bzw. kontrollierten Ansiedlung von Spielhallen 
nicht nutzen kann“?

 5. Inwieweit ist es zutreffend, dass ebenfalls gem. dem o.g. Verband „wegen fehlender 
qualifizierter Bebauungspläne Schadenersatzforderungen bei Ablehnung der 
Bauanträge möglich sind“?

 a) Welche Erkenntnisse bzw. konkrete Zahlen, v.a. aus früheren eigenen Verfahren, 
liegen der LH München vor, dass derartige Schadenersatzforderungen erhoben 
und aufgrund der o.g. Mängel erfolgreich eingeklagt werden bzw. bereits erstritten 
wurden?

 6. Wie bewertet die LH München die als Anlage zu dem Schreiben des Bayerischen 
Automaten Verband vorgelegte „Gutachterliche Stellungnahme zu bestehenden 
städtebaurechtlichen Möglichkeiten zum Ausschluss von Spielhallen in Städten und 
Gemeinden“?

 a) Welche Möglichkeiten sind in München bereits vorhanden oder vorgesehen um 
die weitere Verdichtung mit Spielhallen einzudämmen bzw. gänzlich zu 
verhindern?

 b) Welche Maßnahmen sind seitens der LH München vorgesehen, um diese 
Möglichkeiten ggf. zu erweitern oder dahingehend zu verbessern, dass bei 
Ablehnung von Bauanträgen keine dementsprechenden 
Schadenersatzforderungen geltend gemacht werden können?

 7. Welche Position bezieht die LH München hinsichtlich einer seitens des Bayerischen 
Innenministers Herrmann im März 2010 angedachten Wiedereinführung der 
Vergnügungssteuer für Geldspielautomaten? 

gez.

Johann Altmann
ehrenamtlicher Stadtrat

Johann Altmann, ehrenamtlicher Stadtrat ● Anschrift: 80331 München ● Rathaus, Marienplatz 8



Herrn
Oberbürgermeister
Christian Ude
Rathaus
Marienplatz 8
80331 München

Anfrage
19.10.2010

Frühkindliche Prävention gegen Rechts – tut München zu wenig?

Medienberichte informierten kürzlich über ein beispielhaftes Projekt zur Bekämpfung
des „Rechtsextremismus“ aus dem Freistaat Sachsen. Dort beteiligt sich der
Landkreis Nordsachsen mit einem eigenen „Aktionsplan“ am Bundesprogramm
„Vielfalt tut gut. Jugend für Vielfalt, Toleranz und Demokratie“. In dessen Rahmen,
berichtete Projektkoordinatorin Anja Kohlbach mit Blick auf Erfahrungen aus anderen
sächsischen Landkreisen, könne die Bandbreite der Aktivitäten „gegen Rechts“ „von
der Unterstützung demokratischer Bürgerinitiativen bis zu frühkindlicher Prävention in
Kindertagesstätten reichen“. (zit. nach: „Oschatzer Allgemeine“, 14.10.2010).

Dies wirft die Frage auf, ob die bayerische Landeshauptstadt, die die Bekämpfung
des „Rechtsextremismus“ nach eigenem Bekunden als gesamtgesellschaftliche
„Querschnittaufgabe“ der Stadtpolitik handhabt, mit ihren Bemühungen
möglicherweise hinterherhinkt und ihre Anstrengungen noch intensivieren muß.

Ich frage den Oberbürgermeister:

1. Gibt es auch in München einen lokalen Aktionsplan, in dessen Rahmen koordiniert
und aktuell gegen „rechtsextreme“, „fremdenfeindliche“ und „antisemitische“
Tendenzen im Bereich der Landeshauptstadt vorgegangen wird? Welche
Einzelmaßnahmen umfaßt ggf. das Münchner Handlungspaket?

2. Welche Institutionen sind in München im Kampf gegen den „Rechtsextremismus“
zusammengeschlossen?

3. Welche Rolle spielt beim Kampf gegen den „Rechtsextremismus“ in der
bayerischen Landeshauptstadt die neugegründete „Fachstelle gegen Rechts-
extremismus“? Mit welchen eigenen Aktivitäten, Projekten, Handlungsempfehlungen,
Handreichungen etc. konnte sich die „Fachstelle gegen Rechtsextremismus“ bislang
in die Bekämpfung „rechtsextremistischer“ Aktivitäten und Tendenzen in München
einbringen?

b.w.
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4. In welchem Umfang wird auch in München die in Nordsachsen übliche
„frühkindliche Prävention in Kindertagesstätten“ praktiziert? Wie sieht die
Einbeziehung des Kita-Personals und der Eltern aus?

5. Welches Instrumentarium steht zur Verfügung, um „rechtsextremistische“,
„fremdenfeindliche“ oder gar „antisemitische“ Aktivitäten und Tendenzen an
Münchner Kindertagesstätten zu erkennen und ihnen adäquat entgegenzutreten?
Wie äußern sich „Rechtsextremismus“ und „Antisemitismus“ im frühkindlichen Alter?

6. Inwieweit erstrecken sich die Bemühungen, „rechtsextremistischen“,
„antisemitischen“ etc. Tendenzen im frühkindlichen Alter entgegenzutreten, auch auf
Kinder mit „Migrationshintergrund“ – davon ausgehend, daß Deutsche „ohne
Migrationshintergrund“ in der Altersgruppe zwischen 0 und 9 Jahren nur noch 47,8
Prozent der Münchner Bevölkerung ausmachen (nach: Münchner Statistik, 3.
Quartalsheft, Jg. 2008, S. 11). Inwieweit fehlt es an fremdsprachigem Personal zur
Bekämpfung „rechtsextremistischer“ Tendenzen an Münchner Kindertagesstätten?
Ist entsprechender Personalzuwachs geplant?

7. Welche Erfahrungen konnte das Schulreferat bislang mit der „frühkindlichen
Prävention“ gegen „Rechtsextremismus“ machen? Konnte ggf. auf Erfahrungen aus
anderen Regionen zurückgegriffen werden?

8. Inwieweit ist die „Fachstelle gegen Rechtsextremismus“ der Stadt München auch
bei der „frühkindlichen Prävention“ gegen Rechtsextremismus beratend tätig? Auf
welches hierzu besonders qualifizierte Personal (z.B. Kinderpsychologen) kann die
Fachstelle dabei zurückgreifen?

9. Laut „Süddeutsche Zeitung“ vom 10.09.2010 wird die „Fachstelle gegen
Rechtsextremismus“ seit August 2010 von Miriam Heigl betreut - warum erst seit
August 2010? Die Bewerbungsfrist endete im Januar. Und wodurch konnte sich Frau
Heigl für die verantwortungsvolle Stelle qualifizieren?

10. Inwieweit sieht das Schulreferat einen Zusammenhang zwischen der
Intensivierung des „Kampfes gegen Rechts“ und dem Anwachsen
„rechtsextremistischer“ Aktivitäten? Werden „rechtsextremistische“ Aktivitäten durch
eine intensivierte Bekämpfung bis ins frühkindliche Alter möglicherweise ungewollt
aufgewertet und befördert?

Karl Richter
Stadtrat



Herrn
Oberbürgermeister
Christian Ude
Rathaus
Marienplatz 8
80331 München

Antrag
19.10.2010

Genug Islam in München – geplantes Islamzentrum (ZIE-M) jetzt stoppen!

Ich beantrage:

1. Die Stadt München beendet alle laufenden Planungen zur Errichtung eines von
der Islamischen Gemeinde Penzberg (IGP) getragenen islamischen Zentrums in
München (ZIE-M) mit sofortiger Wirkung.

2. Die Stadt nimmt auch von weiteren diesbezüglichen Gesprächen mit der
Islamischen Gemeinde Penzberg Abstand und setzt diese freundlich, aber bestimmt
vom neuen Sachstand in Kenntnis.

Begründung:

Nach Aussage des Oberbürgermeisters arbeitet derzeit eine verwaltungsinterne
Arbeitsgruppe der Stadt München „gemeinsam mit dem Verein ZIE-M e.V.“ daran,
„wie das Projekt [eines Islamzentrums in der bayerischen Landeshauptstadt; KR]
umgesetzt werden kann“ (zit. nach: „Rathaus-Umschau“, 10.09.2010).

Hintergrund dieser Planungen ist ein gemeinsamer Antrag der Rathausfraktionen von
SPD, CSU, Grünen und FDP zur „Unterstützung des Projektes ZIE-M (Zentrum für
Islam in Europa München)“ vom 19.03.2010, in dem sich die Fraktionen –
demonstrativ nur wenige Wochen nach dem absehbaren Aus für das DITIM-
Moscheeprojekt am Gotzinger Platz – für das Islamprojekt des Penzberger Imams
Idriz einsetzen. Dabei argumentieren sie u.a., eine „Aus- und Fortbildungsstätte für
TheologInnen und islamische ReligionslehrerInnen bzw. -pädagogInnen, die in
unserer heutigen europäischen Gesellschaft verwurzelt sind“, biete eine „einmalige
Chance zur Entwicklung eines in Europa verwurzelten Islams“. Die federführende
Penzberger  islamische Gemeinde (IGP) sei überdies ein „positives Beispiel für
Transparenz und Integration“.

b.w.
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Hier irren die Münchner Rathausfraktionen.

Zwar bemühen sich Vertreter des Münchner Stadtrats im Zusammenwirken mit dem
bayerischen Innenministerium mit Hochdruck darum, die vom bayerischen
Verfassungsschutz beobachtete Islamische Gemeinde Penzberg vom Stigma des
„Islamismus“ reinzuwaschen und die weitere Beobachtung durch den VS
abzuwenden, um das „weltoffene“ und „moderne“ Image der IGP und damit des
geplanten Münchner Islamzentrums aufzupolieren. Berichten der Penzberger
Lokalpresse zufolge entfaltet dabei insbesondere der „Integrationsbeauftragte“ der
Münchner CSU-Stadtratsfraktion und stellvertretende Vorsitzende der Münchner
Israelitischen Kultusgemeinde, Marian Offman, diskretes Engagement.

Die hartnäckigen und von allen Münchner Rathausfraktionen getragenen
Bemühungen, ein von der IGP getragenes „Zentrum für Islam“ nach München zu
holen, sind allerdings gerade vor dem Hintergrund des erst kürzlich endgültig
gescheiterten Moschee-Projekts am Gotzingerplatz ein fatales Signal in die falsche
Richtung.

Weitere Islamisierungsbestrebungen und das kritiklose Festhalten an der „Multikulti“-
Gesellschaft werden europaweit von immer mehr Bürgern strikt abgelehnt. Unter
dem Eindruck jüngster inländerfreundlicher Wahlerfolge in den Niederlanden,
Schweden und Österreich („Sarrazin statt Muezzin!“) machen sich – wenn auch arg
spät - seit kurzem sogar bundesdeutsche Vertreter der „Volksparteien“ die Forderung
nach einem Zuwanderungsstopp zueigen. Selbst Bundeskanzlerin Angela Merkel,
die Thesen und Buch des früheren Berliner Finanzsenators Thilo Sarrazin zunächst
noch als „wenig hilfreich“ abkanzelte, vertritt neuerdings die Auffassung, das Konzept
der „Multikulti-Gesellschaft“ sei „gescheitert, absolut gescheitert“ (zit. nach:
www.spiegel.de/politik/deutschland/0,1518,723532,00.html).

Ein demonstrativ gegen den wachsenden Widerstand der einheimischen
Bevölkerung durchgedrücktes islamisches Großzentrum, wie es die Münchner
Rathausfraktionen im Auge haben – auch die der CSU, deren Vorsitzender Josef
Schmid im geplanten „ZIE-M“ geradezu eine „historische Chance“ sieht (zit. nach:
„merkur-online“, 05.04.2010) –, kann angesichts dieses Stimmungsumschwungs
leicht als herbe Brüskierung der nichtislamischen Münchner Mehrheitsbevölkerung
und darüber hinaus als weiterer Ausdruck der Bürgerferne der sogenannten
„Volksparteien“ empfunden werden. Wie die Auseinandersetzungen um „Stuttgart 21“
zeigen, bringt die Bevölkerung dafür immer weniger Verständnis auf.

In jedem Fall trüge das von den Münchner Rathausfraktionen geplante Islamzentrum
zu einer Verfestigung des islamischen Milieus in der bayerischen Landeshauptstadt
bei. Das kann die Münchner Stadtpolitik nicht wollen.

Hinzu kommt: einen „liberalen“, „modernen“ Euro-Islam gibt es nicht. Auch an
denjenigen bundesdeutschen Universitäten, an denen demnächst deutschsprachige
Imame ausgebildet werden sollen, wird sich die Frage stellen, „welcher“ Koran
Handlungsgrundlage für die Ausbildung der künftigen Religionslehrer sein soll – wie
sind insbesondere jene Aussagen des Korans zu bewerten, die mit dem
Grundgesetz schlechterdings nicht vereinbar sind, z.B. was den minderen Rang der
Frau, das Erbrecht, die Blutrache und die Prozeßführung angeht? Soll
den diesbezüglichen Koran-Aussagen an deutschen Universitäten nur noch ein
historischer, legendarischer, allgeorischer Charakter zugemessen werden? Eine



 

 
 

 

  

 

 
 

 

vergleichbare Zumutung wäre es, gläubigen Christen die Auferstehung Christi nur als
„allegorisch“ verkaufen zu wollen.

Der Islam ist per se keine friedliche, duldsame Religion. Koranstellen, die Aufrufe zur
Gewalt, zur Bekämpfung Andersgläubiger und über den minderen Rang der Frau
beinhalten, sind Legion.1 Sie sind essentiell für den Koran und stehen nicht zur
Diskussion – auch nicht an deutschen Islam-Ausbildungsstätten. Hier liegt ein
Geburtsfehler des von den Stadtratsfraktionen angestrebten „Zentrums für Islam –
München“, der sich durch die Illusion eines moderaten, toleranten „Euro-Islam“ nicht
korrigieren läßt.

Noch ist die falsche Entscheidung der Rathausfraktionen von SPD, CSU, Grünen
und FDP, das IGP-Projekt nach München zu holen, revidierbar. Der Antragsteller
schlägt deshalb vor, die laufenden Verhandlungen zwischen der vom OB erwähnten
„verwaltungsinternen Arbeitsgruppe“ und der IGP zeitnah abzubrechen und vom
Projekt „ZIE-M“ freundlich, aber bestimmt Abschied zu nehmen. Das friedliche
Zusammenleben von Münchnern und Muslimen kann davon nur profitieren.

Sich – wenn auch spät – überfällige und bislang als „rechtsextrem“ geltende
Einsichten zueigen zu machen, wie dies in den letzten Wochen zahlreiche
prominente Politiker der „Volksparteien“ praktiziert haben (u.a. der bayerische
Ministerpräsident Seehofer, die Bundeskanzlerin, die „Integrationsbeauftragte“ der
Bundesregierung, Maria Böhmer, der bayerische Kultusminister Spaenle etc. etc.) –
erfordert im übrigen nur ein Mindestmaß an Flexibilität. Sie sollte im Interesse
unserer Stadtgesellschaft auch von den Münchner Rathausfraktionen erwartet
werden können.

Karl Richter
Stadtrat

                                                  
1 Die Anlage kann im Presse- und Informationsamt eingesehen werden. 
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